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Öffentlich-private Partnerschaften; 
Möglichkeit zur Zeichnung der Rahmenvereinbarung mit der ÖPP Deutschland AG 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit E-Mail-Rundschreiben vom 28.07.2008 informierten wir letztmalig über die Zeichnung 
der Rahmenvereinbarung mit der ÖPP Deutschland AG (Partnerschaften Deutschland, PD). 
Diese ist als Aktiengesellschaft im November 2008 durch den Bund gegründet worden mit 
dem Auftrag, als unabhängiges Betreuungsunternehmen für Auftraggeber zur Förderung 
öffentlicher und privater Partnerschaften (ÖPP) tätig zu sein. 
 
Die PD berät ausschließlich öffentliche Auftraggeber. Der Auftrag lautet, neutral zu beraten. 
So soll über mögliche Chancen für die öffentliche Hand aufgeklärt werden. Es ist aber auch 
zu verdeutlichen: Es gibt Projekte, in denen ÖPP als Beschaffungsvariante eher ungeeignet 
ist. In beiden Fällen muss dies den öffentlichen Auftraggebern von Beratern der PD schnell 
und transparent deutlich gemacht werden.  

Die PD soll zudem Grundlagenarbeit leisten, insbesondere bei der Verbesserung der Rah-
menbedingungen (z. B. Weiterentwicklung von Standards), beim Wissenstransfer (Förde-
rung von Wissensaustausch zwischen allen ÖPP-Beteiligten, gezielter Aufbau von ÖPP-
Know-how in der öffentlichen Verwaltung) sowie der Erschließung neuer ÖPP-Sektoren.   

Die 82 Kommunen, die die Rahmenvereinbarung mit der PD in 2008 gezeichnet haben, kön-
nen derzeit die Beratungsleistungen der PD ohne weitere Ausschreibungen in Anspruch neh-
men. Die Rahmenvereinbarung regelt die Bedingungen, zu denen die Partnerschaften 
Deutschland ihre Beratungsleistungen erbringt und macht gleichzeitig eine gesonderte Aus-
schreibung einzelner Beratungsleistungen während der Laufzeit der Rahmenvereinbarung 
überflüssig.  
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Entsprechend der vergaberechtlichen Regelungen soll die Laufzeit von Rahmenvereinbarun-
gen grundsätzlich einen Zeitraum von 4 Jahren nicht überschreiten. Dies gilt auch für die in 
2008 geschlossene Rahmenvereinbarung mit der PD, für die somit im Jahr 2012 die Verlänge-
rung und erneute Ausschreibung ansteht. Da die bisherige Vereinbarung Ende 2012 ausläuft 
und durch eine bis Ende 2016 laufende Anschlussvereinbarung ersetzt werden soll, steht diese 
Möglichkeit nun neben den bisherigen Zeichnern auch weiteren öffentlichen Einrichtungen 
und Unternehmen offen. 

Interessenten haben die Möglichkeit, bis zum 29. Juni 2012 die neue Rahmenvereinbarung zu 
unterzeichnen oder ihren Willen zur Teilnahme verbindlich zu bekunden. Sie eröffnen sich 
damit die Möglichkeit, schnell und unkompliziert auf die Beratungsleistung der ÖPP Deutsch-
land AG zugreifen zu können, gehen aber ausdrücklich keine Verpflichtung zur Inanspruch-
nahme der Dienstleistungen ein.  

Mit der Vorbereitung der Anschlussvereinbarung ist derzeit eine Projektgruppe im Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) beauftragt. Die Neufassung, die sich inhaltlich an der bis-
herigen Rahmenvereinbarung orientiert, steht auf der Internetseite 
www.bundesfinanzministerium.de/info-rv zur Verfügung.   

Für weiterführende Informationen oder für die unverbindliche Vormerkung als Interessent für 
die Zeichnung der Rahmenvereinbarung ist zu kontaktieren:   
 

Bundesministerium der Finanzen 
Projektgruppe BTG 

10116 Berlin 
030/18682446, 

RV-OEPP@bmf.bund.de 
 
 
Welche Änderungen gibt es im Vergleich zur aktuellen Rahmenvereinbarung?  
 
Aufgrund der Entwicklungen seit Abschluss der ersten Rahmenvereinbarung hat das Bun-
desministerium der Finanzen (BMF) den Inhalt der Rahmenvereinbarung überprüft und in 
Verhandlungen mit der ÖPP Deutschland AG fortgeschrieben. Berücksichtigt wurden dabei 
auch Anregungen der bisherigen Nutzer. Im besonderen Fokus standen insbesondere die in 
der Rahmenvereinbarung vorgesehenen Vergütungssätze und die Vergütungsstruktur. Dabei 
sollte der Marktentwicklung im Bereich der Beratungsleistungen und dem Bedürfnis der Pra-
xis, die ÖPP Deutschland AG verstärkt auch für weniger anspruchsvolle Beratungsleistungen 
einsetzen zu können, Rechnung getragen werden. Dazu wurden die Vergütungssätze und die 
Vergütungsstruktur in der Rahmenvereinbarung durch verschiedene Neuerungen flexibilisiert 
und vor allem marktgerecht zurückgeführt:  
 
• Wegfall des gesonderten Vergütungssatzes für den Vorstand und Abrechnung von 

Leistungen des Vorstands (Stundensatz bisher: 275 €) zum niedrigeren Vergütungssatz 
eines Senior Managers (Stundensatz: 235 €).  

• Einführung einer zusätzlichen Berater-Vergütungsstufe „Junior Consultant“ (Stunden-
satz neu: 80 €) unterhalb der bisher niedrigsten Stufe „Consultant“ (Stundensatz: 
115 €).  

• Einführung einer zusätzlichen Vergütungsstufe für Projektmitarbeiter unterhalb eines 
Beraters, deren Tätigkeit nicht die Qualifikation eines Hochschulabschlusses (oder 
vergleichbar) erfordert, sowie für Tätigkeiten, die diese Qualifikation nicht erfordern 
(Stundensatz: 55 €).  
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• Einführung der Möglichkeit, auf Wunsch des Auftraggebers einen einheitlichen Bera-
ter-Stundensatz (einheitlicher Stundensatz: 160 €) statt eines Festpreises oder der 
Spitzabrechnung nach Stunden auf Grundlage der individuellen Beratersätze zu ver-
einbaren.  

• Umstellung von Tagessätzen auf Stundensätze, um eine flexiblere Angebotslegung 
und Abrechnung zu ermöglichen.  

 
Vergütungssätze Berater bisherige Rahmenvereinbarung/neue Rahmenvereinbarung  

 
 
Wie sieht der genaue Zeitplan aus?  
 
Das BMF bietet interessierten Ländern, Kommunen und weiteren öffentlichen Auftraggebern 
an, die Vorteile der Rahmenvereinbarung ebenfalls zu nutzen und ihr bis Juli 2012 neben dem 
Bund als Zeichner beizutreten. Dazu werden die neue Fassung der Rahmenvereinbarung, eine 
Synopse mit allen Änderungen zur Ursprungsfassung sowie die Vollmacht zur Zeichnung ab 
Mitte Mai 2012 an Interessenten versandt.  
Nach Ablauf der Zeichnungsfrist für die Rahmenvereinbarung wird das BMF im Anschluss 
das europaweite Vergabeverfahren durchführen. Als vergaberechtliche Grundlage für die 
Rahmenvereinbarung dient – wie bei der Erstausschreibung 2008 – wieder das bereits be-
währte Modell der kombinierten (integrierten) Vergabe. Die Ausschreibung und Vergabe von 
Unternehmensanteilen an dem Auftragnehmer ÖPP Deutschland AG an private Unternehmen 
tritt hier an die Stelle der sonst erforderlichen Ausschreibung und Vergabe der Rahmenver-
einbarung selbst.  

Ziel ist, das Vergabeverfahren im Dezember 2012 mit dem Zuschlag zum Abschluss zu 
bringen, so dass die neue Rahmenvereinbarung noch im Dezember 2012 in Kraft treten 
kann.  
 
Grundlagenarbeit der PD  
 
Mehrwert für den kommunalen Bereich kann in der Aktivitäten der PD zur Grundlagenarbeit 
gesehen werden. Dazu gehören insbesondere folgende Studien (vgl.: 
http://www.partnerschaftendeutschland.de/grundlagenarbeit/abgeschlossene-
grundlagenarbeiten/)  

• ÖPP und Sportstätten  
• ÖPP im Bereich Kindergärten und Kindertagesstätten  
• ÖPP für kommunale Straßenbeleuchtung  
• Auswirkungen der Finanzmarktkrise  
• Markterkundung für IT- und DL-ÖPP  
• ÖPP und Mittelstand  

Stufe  Tagessatz bisher  Stundensatz neu  entspricht Tagessatz  
Vorstand  2.200 €  - - 
Senior Manager  1.900 €  235 € (auch Vorstand)  1.880 €  
Manager  1.600 €  200 €  1.600 €  
Senior Consultant  1.200 €  150 €  1.200 €  
Consultant  900 €  115 €  920 €  
Junior Consultant  - 80 €  640 €  



 4

• ÖPP für Lichtsignalanlagenprojekte   
• Standardmodell zur Wirtschaftlichkeitsuntersuchung  
 
Das Standardmodell zur Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für ÖPP-Hochbau-Projekte wird 
derzeit vertrieben. Das Standardmodell wurde vom Bundesministerium der Finanzen in Auf-
trag gegeben. Damit ist nunmehr ein Hilfsmittel zur Beurteilung geeigneter Vorgehensweisen 
bei Infrastrukturmaßnahmen verfügbar. Das Standardtool für Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen wird kostenfrei abgegeben.  
 
Auf der Homepage der PPP-Projektdatenbank (http://www.ppp-projektdatenbank.de/) finden 
sich Informationen über alle erfassten ÖPP-Projekte in Deutschland, schwerpunktmäßig 
Hochbau- und Verkehrsprojekte. Registriert sind ÖPP-Projekte mit Vertragsabschluss ab 
2002 und ausgeschriebene Projekte ab 2009.  

Im Rahmen der Frühphasenberatung bietet die PD die Möglichkeit, dass öffentliche Auftrag-
geber sich kostenfrei bei geplanten oder bereits laufenden ÖPP-Projekten einen ersten Rat 
(zeitlich befristete Hilfestellung) einholen können (Rufnummer: +49 30 25 76 79-0). 
 
Wir bitten um Kenntnisnahme.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

 
Jörn Langhoff 
 


